
Der Grosse Rat hat die Weichen gestellt 

für eine zukunftsfähige Personalpolitik. 

Ob die Versprechungen eingehalten wer-

den, wird sich weisen müssen.

Und schon steht der nächste harte 

 Brocken bevor. Das Sparpaket ASP wird 

in der Novembersession behandelt. Rund 

600 Stellen sollen abgebaut werden. 

Dies hat Auswirkungen auf zahlreiche 

 Angestellte. Wenige werden die Stelle 

 ver lieren. Viele müssen den Arbeitsort 

wechseln. Einige haben einen reduzier-

ten Anstellungsgrad. Und bei ganz vie - 

len steigt die Belastung am Arbeitsplatz 

 weiter an.

Der Service public des Kantons Bern 

wird massiv abgebaut. Das wird nicht 

nur das Personal zu spüren bekommen, 

sondern auch in der Bevölkerung grossen 

 Unmut auslösen. Betroffen werden die 

Schwachen, die Wehrlosen und einmal 

mehr die Randregionen sein. Ob die 

Steuersenker die Verantwortung dafür 

tragen werden, wird sich zeigen. Spätes-

tens bei den Wahlen 2014 können wir 

mitbestimmen.

Die Karten liegen  
auf dem Tisch
In der Septembersession des Grossen Rates wurden 
die Karten offen gelegt: Ein Fortschritt beim Personal-
gesetz und beim Lehreranstellungsgesetz. Dazu  
ein Pensionskassengesetz, das noch viele Fragen  
offen lässt.

Matthias Burkhalter, Geschäftsführer BSPV

Offizielles Organ des Bernischen 
Staatspersonalverbandes BSPV

Editorial
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Hinweis

Neue Statuten 
 verabschiedet
Im Juni wurden an der Abgeordne-

tenversammlung die neuen Statuten 

verabschiedet. Für die Mitglieder 

aber ändert sich nicht viel.

Eine Neuerung dürfte die Rentner 

freuen. Denn die Rentnerverei-

nigung hat neu die Rechte einer 

 Sektion erhalten.

Peter Bernasconi, Markus Meyer und Matthias Burkhalter sind kompromissbereit. Zryd

100. Jahrgang, Nr. 5
Bern, 18. Oktober 2013

2 Aktuelles Thema

Neue personalpoli-
tische Grundlagen
Das Pensionskassengesetz wurde 

vom Grossen Rat verabschiedet. Im 

November wird ein weiteres 

 Sparprogramm behandelt. Die Per-

sonalpolitik befindet sich an einem 

Wendepunkt.

3 Aktuelles Thema

Wann kündigen
Wegen der drohenden Verschlechte-

rung des Pensionskassengesetzes 

wollen etliche Mitarbeitende ihre 

Stelle frühzeitig aufgeben. Es lohnt 

sich jedoch, noch zuzuwarten.

5 Aktuelles Thema

Gesicherter 
 Lohnanstieg
Das Lehreranstellungsgesetz (LAG) 

wurde revidiert. Der Lohnanstieg 

soll jährlich 1,5 Prozent der Lohn-

summe betragen. Und das, was für 

das LAG beschlossen wurde, gilt 

auch für das Personalgesetz.
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Nach jahrelanger Unsicherheit sind im 

Personalbereich grundlegende Änderun-

gen verabschiedet. Erheblichen Nachtei-

len stehen gewichtige Errungenschaften 

gegenüber. Das Massnahmenpaket kann 

bloss noch durch ein riskantes Referen-

dum gefährdet werden. Und ungewiss 

bleibt auch weiterhin die Verlässlichkeit 

von Regierungsrat und Grossem Rat vor 

dem Hintergrund der finanziellen Ent-

wicklung des Kantonshaushalts.

Kompromiss beim Pensions-

kassengesetz

Lange Jahre hat sich der BSPV gegen den 

Primatwechsel bei den Pensionskassen 

vehement zur Wehr gesetzt. Ganz sicher 

zu Recht. Denn Vorteile bringt das Bei-

tragsprimat gewiss nicht. Auf jeden Fall 

nicht für alle. Auch wenn es Unbeirrbare 

Personalpolitik am Wendepunkt
Der Grosse Rat hat die Revision des Pensionskassengesetzes verabschiedet.  
Ein weiteres Sparprogramm wird im November behandelt. Die Weichen für neue 
 personalpolitische Grundlagen sind gestellt.

gibt, die das nach wie vor behaupten. Das 

über lange Jahre geltende Leistungspri-

mat war ein bewährtes System. Die Ren-

ten waren berechenbar. 

Rentenversprechen teilweise 

 garantiert

Der Hauptnachteil des Systemwechsels 

ist der Übergang. Das bisherige Leis-

tungsprimat basierte auf Solidaritäten 

unter den Generationen. Diese fallen nun 

weitgehend weg. Bei der Gesetzesrevision 

ging es nun primär darum, den langjähri-

gen Mitarbeitenden, die in jungen Jahren 

erhebliche Zusatzbeiträge an die älteren 

Mitarbeitenden gezahlt haben, diese Soli-

darität abzugelten. Mit einer Übergangs-

einlage von rund 500 Millionen Franken 

hat der Gesetzgeber nun die Mittel bereit-

gestellt, um diesen Übergang für alle er-

Bei der Pensionskassendebatte wurde hart gekämpft. Andreas Blatter

träglich zu gestalten. Mit individuellen 

Einlagen über zehn Jahre soll sicherge-

stellt werden, dass die unter dem Leis-

tungsprimat versprochenen Renten auch 

im Beitragsprimat erreicht werden kön-

nen. Die Berechnungsgrundlagen für die-

se Abfederung beruhen allerdings nicht 

auf völlig korrekten Zahlen. Es kann aber 

damit gerechnet werden, dass ein grosser 

Teil des drohenden Rentenverlusts aufge-

fangen werden kann. Das ist ein Resultat, 

das sich sehen lässt.

Die Einlagen erfolgen gestaffelt über 

zehn Jahre. Wer die Pensionskasse ver-

lässt, verliert den restlichen Teil des An-

spruchs. Wer vor Ablauf der Frist in Rente 

geht, erhält auf diesen Tag den Rest der 

Gutschrift. Das Kantonspersonal hat eine 

goldene Fessel erhalten. Das kann akzep-

tiert werden. Die Modalitäten des Über-
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gangs werden von den Verwaltungskom-

missionen der beiden Pensionskassen 

erarbeitet und mitgeteilt werden.

Ausfinanzierung der Deckungs-

lücken

Die beiden kantonalen Pensionskassen 

haben eine erhebliche Deckungslücke. 

Nicht alles Kapital ist vorhanden, um die 

versprochen Leistungen bezahlen zu kön-

nen. Dies hat nichts mit dem Primatwech-

sel zu tun. Die unbefriedigende Situation 

ist eine Folge der ungenügenden Ertrags-

lage auf den Finanzmärkten. 

Der Grosse Rat hat nun mit der Gesetz-

esrevision beschlossen, diese Lücke in-

nert 20 Jahren zu schliessen. Das Bundes-

gesetz hätte auch eine Frist von 40 Jahren 

akzeptiert. Und zudem einen Zielde-

ckungsgrad von bloss 80 Prozent. Aus 

ideologischen Gründen wählte der Ge-

setzgeber nun aber eine Rosskur. 100 Pro-

zent in bloss 20 Jahren. Das kostet Milli-

arden. Das neue Gesetz sieht vor, dass der 

Kanton Bern einen Beitrag von 1,7 Milli-

arden Franken zur Schliessung dieser 

 Lücke beiträgt. Die Arbeitnehmer ihrer-

seits müssen Finanzierungsbeiträge zur 

Schliessung der Restlücke leisten. Je nach 

dem Stand des Deckungsgrades der Pen-

sionskassen zum Zeitpunkt der Umstel-

lung, wird dies zu Lohnabzügen von 1,5 

bis 2,0 Prozent führen. 

Die Einlage des Kantons dient bloss 

zur Deckung der Lücke bei den Rentne-

rinnen und Rentnern. Die Aktiven sollen 

nicht für die Pensionierten bezahlen. Lei-

der geht die Rechnung bei der Bernischen 

Pensionskasse nicht völlig auf, da das Par-

lament seine Berechnungen auf einen 

Technischen Zinssatz von 3,0 Prozent ab-

stütze, der nicht der Realität entspricht. 

So müssen die aktiv Versicherten jährlich 

rund 20 Millionen Franken über Sanie-

rungsbeiträge für die Rentner aufbringen. 

Das ist bitter. Aber die 1,7 Milliarden 

Franken sind immerhin ein erheblicher 

Beitrag des Arbeitgebers.

Kein Spiel mit dem Feuer

Der Grosse Rat hat zum Gesetz einen 

Eventualantrag verabschiedet, der die 

1,7 Milliarden Franken auf 1,3 Milliarden 

reduzieren will. Wenn das Referendum 

von unverantwortlichen Kreisen ergriffen 

wird, wird das Volk darüber zu entschei-

den haben, welchen Beitrag es genehmi-

gen will. Das Resultat des Volkswillens ist 

absehbar. Die Abgeordneten des BSPV 

haben deshalb an ihrer Sitzung vom 

12. September einstimmig entschieden, 

kein Referendum zu ergreifen.

Sofern das Gesetz dem Volk unterbrei-

tet wird, kann das Resultat aber auch ein 

doppeltes Nein sein. Damit würde die Ge-

setzesrevision scheitern. Die Arbeiten 

würden bei null beginnen. Das Leistungs-

primat würde weiterhin gelten. Der Sanie-

rungsbeitrag und die Übergangseinlage 

von 2,2 Milliarden Franken wären dann 

aber auch weg. Wer das Gesetz in Frage 

stellt, pokert also sehr hoch.

Zusätzliche Verschlechterungen

Bedauerlich ist, dass mit der Gesetzesre-

vision weitere Verschlechterungen in die 

Wege geleitet worden sind. Die kollektiv 

finanzierte Überbrückungsrente, die eine 

vorzeitige Berentung zwischen 60 und 64 

bzw. 65 Jahren ermöglichte, fällt weg. 

Möglicherweise bieten die Pensionskas-

sen eine durch eigene Mittel finanzierte 

Übergangslösung an. Das wäre sehr zu be-

grüssen. Sicher ist das aber nicht. Es ist 

damit zu rechnen, dass künftig fast alle 

Mitarbeitenden bis zur Erreichung des 

AHV-Alters im Kantonsdienst ausharren 

werden. Das wird vermehrt zu personal-

politischen Schwierigkeiten führen, da 

unter den heutigen Belastungen nicht alle 

über die gesundheitlichen Voraussetzun-

gen verfügen, um diesen Zusatzbelastun-

gen Stand zu halten. Der Regierungsrat 

muss sich überlegen, wie er seine Verant-

wortung als Arbeitgeber für nicht mehr 

voll erwerbsfähige Mitarbeitende in Zu-

kunft ausgestalten will.

Halb volles oder halb leeres Glas?

Bei der vorliegenden Gesetzesrevision 

konnte der BSPV längst nicht alle Ziele er-

reichen. Ein eigentlicher Kompromiss 

zwischen unseren Forderungen und jenen 

der Turbosanierer liegt ebenfalls nicht 

vor. Zudem beruhen viele Neuregelungen 

auf unsicheren oder sogar bewusst falsch 

gewählten Zahlen. Es stellt sich effektiv 

die Frage, ob mehr hätte erreicht werden 

können oder sollen. Bloss weiss niemand 

so recht, wie das zu bewerkstelligen ist. 

Die Mehrheiten im Grossen Rat sind be-

kannt. Und immerhin hat der beeindru-

ckende Aufmarsch der 20 000 Angestell-

ten im März 2013 sicher das Seine dazu 

beigetragen, dass in manchen Bereichen 

nicht die härtest mögliche Lösung ver-

wirklicht worden ist. Ein Urteil über das 

Gesamtpaket wird aber ganz sicher erst in 

fünf oder zehn Jahren möglich sein. 

Pensionierung im 
Leistungsprimat
Etliche Mitarbeitende wenden sich 

an unsere Geschäftsstelle, da sie beab-

sichtigen, ihre Stelle wegen der drohen-

den Verschlechterung des Pensions-

kassengesetzes frühzeitig aufzugeben. 

Dabei wird auch die Frage nach dem 

Kündigungstermin gestellt.

Wenn das Beitragsprimat bei den 

Pensionskassen auf den 1. Januar 

2015 eingeführt wird, so muss die 

Kündigung spätestens am 30. Sep-

tember 2014 per 31. Dezember 2014 

eingereicht werden. Anders ist es bei 

Lehrkräften und Dozierenden, die 

nur per Ende Semester kündigen 

können.

Von den altrechtlichen Bestim-

mungen profitiert aber nur, wer am 

31. Dezember 2014 bereits 60 Jahre 

alt ist. Es ist auch möglich, sich teil-

weise berenten zu lassen. So dass ein 

Teil der Rente im Leistungsprimat 

ausgerichtet wird und der andere 

später im Beitragsprimat.

Nicht möglich ist es jedoch, seine 

Arbeit per 31. Dezember 2014 aufzu-

geben und sich die Zeitguthaben im 

Jahr 2015 in Form einer Lohnfortzah-

lung auszahlen zu lassen. Zeitgutha-

ben müssen vor der Umstellung kon-

sumiert sein oder ausbezahlt werden.

Da noch nicht alle notwendigen 

Übergangsbestimmungen und Aus-

wirkungen der Gesetzesänderung be-

kannt sind, lohnt es sich, mit dem 

 definitiven Pensionierungsentscheid 

noch zuzuwarten. 
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Verlässlicher Lohnanstieg
Im Grossen Rat wurde das Lehreranstellungsgesetz (LAG) revidiert. Der Lohnanstieg 
wurde verlässlicher geregelt. Was für das LAG beschlossen wurde, gilt auch für das 
Personalgesetz (PG).

Entgegenkommen bei der Lohn-

entwicklung

Mit sehr grossem Mehr hat der Grosse Rat 

einer Verbesserung des Personalgesetzes 

zugestimmt. In Zukunft soll ein gesicher-

ter Lohnanstieg die Norm sein. Dieser soll 

jährlich 1,5 Prozent der Lohnsumme betra-

gen. Ein erheblicher Teil der dazu benötig-

ten Mittel soll durch die Rotationsgewinne 

finanziert werden. Rotationsgewinne ent-

stehen dadurch, dass teure Mitarbeiter re-

gelmässig durch jüngere, tiefer eingereih-

te ersetzt werden. 

Verlässlicher Lohnanstieg?

Die Neuregelung sieht vor, dass jährlich 

im Schnitt je drei Gehaltsstufen ausge-

richtet werden können. Das Erreichen des 

Gehaltsmaximums dürfte unter diesen 

Voraussetzungen möglich werden. Ob der 

Regierungsrat und der Grosse Rat bei den 

Budgetberatungen diese Mittel nicht an-

tasten werden, wird sich zeigen. Wenn 

nicht, dann müssen bei den Wahlen die 

Konsequenzen gezogen werden. Das Per-

sonal braucht nun dringlich einen verläss-

lichen Arbeitgeber und Sozialpartner.

Ebenfalls sollen erhebliche Mittel ein-

gesetzt werden, um die eklatanten Lohn-

rückstände, die in den letzten zehn Jahren 

entstanden sind, auszugleichen (vgl. dazu 

Personalgesetz Art. 75 Abs. 4 im Kasten). 

Das ist anspruchsvoll. Und zudem nur in 

die Zukunft gerichtet. Was einmal verlo-

ren ging, kommt leider nie zurück.

Kein Reallohnverlust?

Dass in der Septembersession die Anliegen 

des Personals auf etliches Verständnis sties-

sen, zeigt auch ein Abstimmungsergebnis zu 

einem Vorstoss der SP-Fraktion. Grossrätin 

Giovanna Battagliero forderte, dass der 

 Regierungsrat geeignete Massnahmen zu 

ergreifen habe, damit die  Auswirkungen der 

anstehenden Gesetzesrevisionen (Pensions-

kassengesetz, Personalgesetz) zu keinen 

Nettolohnsenkungen führen sollen. Der 

 Regierungsrat war bereit, das Anliegen in 

der Form eines Postulats als Prüfungs-

auftrag entgegenzunehmen. Mit 77 zu 

53 Stimmen stimmte das Parlament diesem 

Anliegen erfreulicherweise zu. Konkret hat 

der Regierungsrat nun also Massnahmen zu 

prüfen, damit im Januar 2015 nicht weniger 

Lohn ausbezahlt wird als im Vorjahr. Das ist 

eine Verpflichtung. 

Der Wortlaut des Postulats und die 

Stellungnahme des Regierungsrates sind 

auf unserer Homepage www.bspv.ch un-

ter der Rubrik Aktionen → Politische Vor-

stösse zu finden. Ebenso die Namensliste 

mit den 53 Neinsagern und die vielen Ab-

wesenden im Hinblick auf die nächsten 

Grossratswahlen.

Im Schnitt gibt es jährlich drei Gehaltsstufen. Zryd

Personalgesetz 
 Artikel 75 neu

¹  Der Regierungsrat legt jährlich den 

Anteil der Gehaltssumme fest, der 

für den generellen und individuel-

len Gehaltsaufstieg zur Verfügung 

steht. 

²  Der Anteil für den individuellen 

 Gehaltsaufstieg wird so festgelegt, 

dass die Ziele des Gehaltssystems 

erreicht werden können.

³  In ausserordentlichen Finanzlagen 

kann der Anteil reduziert werden. 

Zumindest der Gehaltsaufstieg, der 

sich innerhalb der im genehmigten 

Voranschlag eingestellten Lohn-

summe finanzieren lässt, ist jedoch 

zu gewähren.
4  Der Regierungsrat kann zur Aufhe-

bung von Gehaltsrückständen zu-

sätzlich Mittel zur Verfügung stel-

len. 
5  Der bisherige Absatz 2 wird zu Ab-

satz 5.

Vorgesehener Gehaltsstufenanstieg
Jahr Budgetiert Aus Rotationsgewinn Total Gehaltsstufen 
     Im Schnitt
2014 1,0% 0,5% 1,5% 3

2015 0,9% 0,6% 1,5% 3

2016 0,7% 0,8% 1,5% 3

2017 0,7% 0,8% 1,5% 3
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Das Mögliche wurde erreicht
Der BSPV hat die Revision des Pensionskassengesetzes und des Personalgesetzes 
wesentlich mit beeinflusst. Präsident Peter Bernasconi zieht eine vorläufige Bilanz. 
Die kommenden Jahre werden zeigen, ob sich die neuen Lösungen bewähren.

Der Grosse Rat hat das Pensionskassen-

gesetz verabschiedet. Welches sind die 

Hauptvorteile?

Der Kanton ist bereit, einen Beitrag von 

1,7 Milliarden Franken an die Unter-

deckung zu leisten. Zudem federt er 

den Übergang zum Beitragsprimat mit 

500 Millionen Franken ab. So können die 

negativen Auswirkungen der Gesetzesre-

vision teilweise abgefedert werden.

Und die Nachteile?

Leistungsverschlechterungen bei tenden-

ziell höheren Beiträgen sind schwer zu ak-

zeptieren. Insbesondere der Wegfall der 

Überbrückungsrente wurde wohl zu we-

nig überdacht. Wenn alle Kantonsange-

stellten bis zum 65. Altersjahr arbeiten 

müssen, wird der oft von Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer gewünschte vorzeitige Al-

tersrücktritt verunmöglicht.

Hat der BSPV im Grossen Rat einen Er-

folg erzielt oder hat sich die bürgerliche 

Mehrheit vollkommen durchgesetzt?

Wir haben auf einer Skala von 1 bis 100 

vielleicht eine 30 erzielt. Mehr ist aber 

«Die Finanzen bestim-
men die strategischen 
Entscheide all zu stark.»

ganz sicher nicht drin gelegen. Der Grosse 

Rat ist nur bis zu einem gewissen Mass be-

reit, seine Funktion als verantwortlicher 

Arbeitgeber wahrzunehmen. Die Finan-

zen bestimmen die strategischen Ent-

scheide all zu stark.

Welche Risiken birgt ein Referendum ge-

gen den sogenannten Kompromissvor-

schlag der Ratsmitte?

Wenn man sich nach fast acht Jahren 

endlich auf eine Vorlage geeinigt hat, ist 

es bemühend zu sehen, wie Neid und 

Missgunst das Erreichte zu gefährden 

drohen. Ein Referendum führt mögli-

cherweise zum Scheitern der ganzen Ge-

setzesvorlage. Und dann fangen alle Ar-

beiten wieder bei Null an.

Die Kassen hätten auch in 40 und nicht 

wie nun vorgesehen in 20 Jahren saniert 

werden können. Weshalb hat der Gesetz-

geber dermassen Druck aufgesetzt?

Der Grosse Rat handelt öfters irrational. 

Man spricht davon, Belastungen nicht auf 

kommende Generationen zu verschieben 

und gleichzeitig hat die heutige Generati-

on in den letzten Jahren den rieseigen 

Schuldenberg unserer Vorgänger massiv 

abgebaut. Grössere Projekte erstrecken 

sich immer über einen längeren Zeitraum. 

Bei 40 Jahren hätte die Sanierung der 

Pensionskassen mit weit geringeren Aus-

wirkungen für das Personal und den Kan-

tonshaushalt bewältigt werden können.

Beim Lohnaufstieg wurden wesentliche 

Verbesserungen versprochen. Reicht es, 

die höheren Pensionskassenbeiträge mit 

Lohnerhöhungen zu kompensieren?

Es ist wichtig, dass im Januar 2015 nie-

mand weniger Lohn ausbezahlt erhält als 

im Vorjahr. Die höhere Belastung über die 

grösstenteils steigenden Pensionskassen-

beiträge müssen durch eine verlässliche 

Lohnentwicklung abgefedert werden.

Erachtest Du die Strategie des BSPV als 

erfolgreich?

Die BSPV-Vertreter haben im Rat und in 

den Kommissionen durch eine durch-

dachte Strategie und eine grosse Ver-

handlungsbereitschaft mitgeholfen, eine 

insgesamt noch knapp befriedigende Lö-

sung zu erzielen. Die 20 000 Kolleginnen 

und Kollegen, die am 16. März auf dem 

Bundesplatz aufmarschiert sind, haben 

uns dabei geholfen.

Peter Bernasconi
Peter Bernasconi, der ehemalige Ge-

meindepräsident von Worb, ist Präsi-

dent des BSPV und SP-Grossrat.
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Modernere Verbandsstrukturen
An der Abgeordnetenversammlung vom Juni verab-
schiedete der BSPV neue  Statuten. Für die Mitglieder 
ändert sich nicht viel.

Der BSPV nennt sich weiterhin Berni-

scher Staatspersonalverband, obwohl in 

der Verfassung der Begriff Staat durch 

So sind insbesondere auch Angestellte 

der Berner Gemeinden im Verband herz-

lich willkommen.

Rentner haben Rechte einer Sektion

Einen neuen Stellenwert hat die Rentner-

vereinigung erhalten. Diese erhält neu die 

Rechte einer Sektion. Wenn ein Mitglied 

seine Berentung meldet, bleibt es in seiner 

Stammsektion. Gleichzeitig wird es aber 

zusätzlich Mitglied der Rentnervereini-

gung und kann an all deren Anlässen teil-

nehmen.

Bereits zu zahlreichen personellen 

Wechseln hat die neue Amtszeitbeschrän-

kung für Geschäftsleitungsmitglieder auf 

zwölf Jahre geführt.

Reduzierter Verbandsbeitrag

Neu wird für Aktivmitglieder, die ein Net-

toeinkommen unter 50 000 Franken er-

zielen, der Verbandsbeitrag auf die Hälfte 

reduziert. Wer diese Reduktion bean-

sprucht, hat einen entsprechenden Nach-

weis einzureichen.

Der neue Wortlaut der Statuten ist auf 

der Homepage www.bspv.ch aufgeschaltet.

Rentner: Starke Einbindung im BSPV. Zryd

Kanton ersetzt worden ist. Zudem hat 

der Verband immer mehr Mitglieder, die 

nicht zur Kantonsverwaltung gehören. 

Une structure asso-
ciative plus moderne
Lors de l’Assemblée des délégués du mois de juin, 
l’APEB a approuvé de nouveaux statuts. Pour les 
membres, cela n’implique pas de grands changements.

L’APEB porte toujours le nom d’Associa-

tion du personnel de l’Etat de Berne, bien 

que dans la Constitution, le terme d’Etat 

ait été remplacé par celui de canton. Par 

ailleurs, l’association compte toujours 

plus de membres qui ne font pas partie de 

l’administration cantonale. Ainsi, les em-

ployés des communes bernoises, en parti-

culier, sont les bienvenus à l’APEB.

Les retraités ont les mêmes droits 

qu’une section

L’Association des retraités a acquis une 

nouvelle position. Elle jouit désormais des 

mêmes droits qu’une section. Si un membre 

annonce son départ à la retraite, il reste 

dans sa section d’origine. Mais il obtient en 

plus le statut de membre de l’Association 

des retraités et peut participer aux mani-

festations organisées par celle-ci. Le man-

dat des membres du  Comité directeur est 

maintenant limité à 12 ans, ce qui a déjà 

conduit à de nombreux changements de 

personnes en son sein.

Réduction de cotisation

Les membres actifs dont le revenu net est 

inférieur à 50 000 francs doivent s’acquit-

ter uniquement de la moitié du montant 

de la cotisation. C’est aussi une nouveau-

té. Pour pouvoir bénéficier de cette réduc-

tion, il faut présenter la preuve qu’on y a 

droit.

Le nouveau texte des statuts est dispo-

nible sur le site Internet www.apeb.ch.
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Grossratswahlen 2014: 
 Kandidierende melden
Am 30. März 2014 wird der Grosse Rat neu gewählt.  
Der BSPV unterstützt Kandidierende, die das Personal 
vertreten.

Am 30. März 2014 wird der Grosse Rat 

neu gewählt. Viele für das Staatsper sonal 

wichtige politische Entscheide werden im 

Grossen Rat gefällt. Für das Personal und 

den BSPV ist es deshalb ausserordentlich 

wichtig, dass zuverlässige Grossrätinnen 

und Grossräte gewählt werden, welche die 

Interessen des Personals vertreten. Dazu 

gehört unter anderem auch der Einsatz 

für einen verlässlichen Lohnanstieg und 

Wer will politische Lasten tragen?

eine nachhaltige Pensionskassenlösung. 

Wir analysieren das Stimmverhalten un-

serer 16 BSPV-Mitglieder im Grossen Rat 

aufmerksam. 

Der BSPV wird im «diagonal» vom Fe-

bruar 2014 die Namen jener Kandidieren-

den publizieren, die sich bis am 20. No-

vember 2013 brieflich oder per E-Mail bei 

der Geschäftsstelle gemeldet haben. Vor-

aussetzung ist, dass sie Mitglied des BSPV 

sind. 

Wer sich im BSPV oder in einer seiner 

Sektionen besonders verdient gemacht 

hat und reelle Wahlchancen hat, kann von 

der Geschäftsleitung zudem der Dachor-

ganisation «angestellte bern» gemeldet 

werden. In «angestellte bern» sind neben 

dem BSPV die stärksten kantonalen Per-

sonal- und Berufsverbände organisiert. In 

einem gemeinsamen Prospekt werden 

rund ein Dutzend kandidierende Ver-

bandsvertreter zur Wahl empfohlen.

Das Reglement für Wahl- und Abstim-

mungsempfehlungen finden Sie unter 

www.bspv.ch.

Einstimmig gegen Referendum
Der Grosse Rat hat in der Septembersession die 
 Pen sionskassenvorlage verabschiedet. An der ausser-
ordentlichen Abgeordnetenversammlung beschliesst 
der BSPV, dass er kein Referendum ergreifen wird.

tenversammlung einberufen. Die drei 

Grossräte und BSPV-Vertreter Peter Ber-

nasconi, Matthias Burkhalter und Markus 

Meyer zeigten die aktuelle Situation bei 

der Pensionskassenfrage auf. Das neue 

kantonale Pensionskassengesetz wurde in 

der zweiten Lesung genehmigt. Im Gros-

sen Rat war man sich von links bis rechts 

einig, dass es Sinn macht, dem Gesetz ein 

Eventualantrag zur Seite zu Stellen. Doch 

der vom Rat beschlossene Eventualantrag 

löste bei der Linken, der Grünen mit 

 Regierungsrat Bernhard Pulver, keine 

 Begeisterung aus. Die BSPV-Vertreter 

 kamen sofort zum Schluss, dass der 

Hauptantrag die beste Lösung für das 

Kantonspersonal sei, die gefährlichste das 

Ergreifen eines Referendums.

Die Abgeordneten unterstützen die 

präsentierten Beschlüsse einstimmig. 

Klares Ergebnis. Ritz

Der Eventualantrag 

(hier in rot) mit 

deutlich schlechte-

ren Bedingungen  

für die Arbeitneh-

menden.F
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Kein Referendum – alle waren sich einig. 

Nach der zweiten Lesung über das Pen-

sionskassengesetz im Grossen Rat, hat der 

BSPV eine ausserordentliche Abgeordne-
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Starker Zusammenhalt 
bei den Strassenmeistern
Viele Sektionen des BSPV bieten neben den orden-
tlichen Vereinsgeschäften auch familiäre Anlässe an.

Präsident Ivan Rothenbühler lud dieses 

Jahr die Strassenmeister der Sektion Mit-

telland zu einem gemütlichen Bummel auf 

den Belpberg ein. Erfreulich viele Mitglie-

der nahmen dann insbesondere auch am 

anschliessenden Grillplausch in Kaufdorf 

teil. Dass auch zahlreiche Familienan-

gehörige, etliche Pensionierte und der 

BSPV-Geschäftsführer dabei waren, zeugt 

vom starken Zusammenhalt der Sektion. 

Und sogar zwei junge Strassenmeister 

grillierten eifrig mit. In der heutigen Zeit, 

wo fast alle Abgänge leider nicht mehr er-

setzt werden, ist dies besonders bemer-

kenswert. Und ein Hund hat die Marsch-

strecke auch noch geschafft und den Grill 

interessiert unter Kontrolle gehalten. Ein 

rundum gelungener Anlass.

Pfarrerpensen unter Beschuss
Auch bei den Pfarrerpensen sollen die Sparanstren-
gungen des Regierungsrates im Rahmen der Aufgaben- 
und Strukturüberprüfung (ASP) erfolgen.

Am 9. September 2012 wurde eine Motion 

von Adrian Wüthrich, die die Finanzie-

rung der Pfarrerlöhne über die Kirchen-

steuern forderte, vom Grossen Rat wuch-

tig mit 128 zu 15 Stimmen abgelehnt. Und 

schon wieder regen sich Stimmen, die der 

grössten sozialen Institution des Kantons 

Bern das Wasser abgraben wollen.

Pensen reduzieren

Die beiden GLP-Grossrätinnen Franzis-

ka Schöni und Barbara Mühlheim forder-

ten in der Fragestunde der Septemberses-

sion, dass die Pensen von Pfarrstellen in 

Kleinstgemeinden oder in politisch fusio-

nierten Gemeinden zu reduzieren seien. 

Dies als Beitrag zu den Sparanstrengun-

gen des Regierungsrates im Rahmen der 

ASP.

Dienstleistungsangebot wird 

 abgebaut

Fast das ganze Personal des Kantons 

Bern steht nun offensichtlich vor sehr 

unsicheren Zeiten. Stellen der Wildhüter 

werden  abgebaut, Fischzuchtanstalten 

geschlossen, Russisch als Schwerpunkt-

fach an den Gymnasien gestrichen und 

auch bei der Polizei massiv gespart. Es 

fällt auf, dass das Ziel dieser Sparan-

strengungen Fronstellen mit direktem 

Kontakt zur Bevölkerung sind. Und eben-

so klar ist es, dass der Service public 

 leiden wird. Genau dort, wo die Berner 

Bevölkerung ein hohes Dienstleistungs-

angebot des Kantons erwartet, wird ab-

gebaut. Ob die Steuersenker dies so woll-

ten, ist alles andere als sicher. Aber zu 

verantworten haben sie es.

Abgänge werden leider kaum ersetzt.
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125 Jahre Lehrwerkstätten  
Bern – 125 Jahre Visionen  
für die Zukunft
2013 feiern die Lehrwerkstätten Bern (LWB), im Volks-
mund «d’Lädere» genannt, ihr 125 jähriges Jubiläum.

Die LWB engagieren sich als technische 

Fachschule seit über 125 Jahren mit Er-

folg in der beruflichen Grundbildung und 

der Weiterbildung. Etliche Mitarbeiter 

der LWB sind im BSPV organisiert. Alle 

anderen sind herzlich willkommen. Seit 

Mitte der 90-er Jahre werden die hand-

werklichen Berufe in der ehemaligen 

Spinnerei Felsenau ausgebildet. Im Zent-

rum aller Aktivitäten steht die systemati-

sche Ausbildung, die durch qualifizierte 

Lehrpersonen in Theorie und Praxis ver-

mittelt wird. In fünf verschiedenen Be-

rufsfeldern (Maschinenbau, Elektronik, 

Innenausbau, Metallbau und Spengler) 

bieten die LWB auf verschiedenen Ni-

veaustufen interessante, abwechslungs-

reiche und herausfordernde technische 

Grund- und Weiterbildungen an. 

Mit den an den LWB erworbenen 

 Qualifikationen finden Lernende und Stu-

dierende erfolgreich den Einstieg ins Be-

rufsleben und den Weg ins lebenslange 

Lernen:

– Absolventinnen und Absolventen der 

LWB bilden sich an Fachhochschulen, 

Höheren Fachschulen und Meister-

kursen erfolgreich weiter. 

– Sportlerinnen und Sportler können 

an den LWB Ausbildung und Leis-

tungssport auf höchstem Niveau kom-

binieren.

– Schulleistungsschwächere Jugendli-

che, fremdsprachige Jugendliche und 

junge Erwachsene ohne Abschluss le-

gen an den LWB die Basis für einen er-

folgreichen Einstieg in die Arbeitswelt. 

Berufliche Karrieren beginnen an der 

technischen Fachschule LWB. Absolven-

tinnen und Absolventen der LWB sind er-

folgreich und setzen ihre Visionen um.

Wochen der offenen Tür,  

Lehrwerkstätten Bern

Vom Mittwoch, 16. Oktober bis am Sams-

tag, 26. Oktober 2013 können alle die 

LWB direkt erleben. Mehr zu Führungen 

oder individuellen Besuchen unter: www.

bspv.ch → Aktuell → Veranstaltungen.

 Andreas Zysset, Direktor LWB

Kolumne

Standpfeiler 
 Pensionskasse

Was auf drei Säulen steht, kann nicht 

umfallen; so der Grundsatz der AHV, 

Pensionskasse und privaten Vorsor-

ge. Mit dem Primatwechsel, und dem 

Erzwingen eines Deckungsgrades (DG) 

von 100%, wanken nun alle 3 Säulen. 

Da stellt sich die Frage nach dem WA-

RUM zum Primatwechsel. Das alte 

System sei nicht mehr geeignet die 

Renten zu sichern. Eigenartig, dass 

das neue System immer noch aus Bei-

tragszahlungen und Rentenleistun-

gen besteht. Rechnen wir das zweite 

Argument nach. Für die Jahre 2006–

2012 resultierte bei der BPK ein Um-

lageteil (Beiträge – Lei stungen) von 

+CHF 277 000 000.–. Der Kapitalteil 

(Zinsen + Dividenden) in derselben 

Zeit betrug +CHF 1 456 000 000.–. 

Dies bei einem DG von 79–90% in 

den Jahren 2008–2012. Einzig beim 

hohen DG von 105% im Jahr 2007 

führte die massive Wertveränderung 

zu hohen Verlusten. Angesichts die-

ser Zahlen stellt sich folgende Frage: 

Wenn die Versicherten mehr Beiträge 

bezahlen müssen, dafür aber weniger 

Rente erhalten – wo geht denn da die 

Differenz hin?

Von Peter Hofer

Kassier des Polizeiverbands,  

Delegierter BPK

Die Meinung des Autors muss sich 

nicht mit jener des BSPV decken.

Mechanikerausbildung 1939 Archiv LWB
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Impressum

«Zeit»

Vom 15.–17. November finden zum siebten 

Mal die Philosophietage in Biel statt. Gym-

nasiallehrer und BSPV-Mitglied Markus 

Waldvogel ist der Gründer und Vorstands-

mitglied dieser Tage. Die diesjährigen Bie-

ler Philosophietage beschäftigen sich mit 

der «Zeit» in einer Zeit, die die Zeit nutzen 

will für das, was die Lebenszeit wertvoll 

machen. Zeit ist Geld, Zeit wird gemessen, 

Zeit kann man gewinnen und verlieren. 

Zeit, ein Thema das Fragen aufwirft und zu 

Diskussionen anregt. Mehr Informationen 

unter: www.philosophietage.ch

VPOD verzichtet
Obwohl den Versicherten eine zusätzliche 

Belastung zugemutet wird, verzichtet 

auch der VPOD auf ein Referendum. Denn 

immerhin werde diese Belastung von 

 einer fairen Beteiligung des Kantons et-

was aufgefangen. Doch der beschlossene 

Eventualantrag stösst auf Unverständnis, 

denn dieser droht den hart erarbeiteten 

Kompromiss in Frage zu stellen. Die Be-

dingungen für die Arbeitnehmenden sind 

deutlich schlechter als die des Hauptan-

trags. Aus taktischen Gründen wurde der 

Eventualantrag von bürgerlichen Seite 

aus verabschiedet.

Hermann Rubin-Balmer

Das Ehrenmitglied Hermann Rubin- 

Balmer, ehemaliger Mitarbeiter des Ex-

pertenverbands. der Steuerverwaltung, 

ist in diesem Jahr ver storben. Mit 33 Jah-

ren ist Hermann Rubin-Balmer 1956 

dem BSPV beigetreten. Von 1964 an, war 

er Mitglied des Zentralvorstands. Er ge-

hörte in den 70-er Jahren der Geschäfts-

leitung des BSPV an. Und am 28. April 

1984 wurde er zum Ehrenmitglied er-

nannt. Mit über 50 Jahren BSPV-Mit-

gliedschaft, war er dem Verband stets 

treu. Der BSPV verliert mit Hermann 

 Rubin-Balmer ein  aktives Mitglied.

LEBE akzeptiert
Auch von LEBE wird kein Referendum 

 gegen das neue Pensionskassengesetz er-

griffen. Der Berufsverband der Lehrerin-

nen, Lehrer und Schulleitungen akzeptiert 

zähneknirschend das vom Grossen Rat 

verabschiedete Pensionskassengesetz, da 

sich die Finanzlage des Kantons Bern in 

einer sehr schwierigen Situation befindet. 

Jedoch erwägt LEBE ernsthaft ein Nein 

sowohl gegen den Haupt- als auch gegen 

den Eventualantrag, falls der vorliegende 

Kompromiss von anderer Seite angegrif-

fen wird.

Wasserkopf?

Ein Kantonsangestellter hat der Geschäfts-

stelle des BSPV eine ausführliche Schilde-

rung über die Beanspruchungen an seinem 

Arbeitsplatz geschickt. Er bezeichnet seine 

Dienststelle als Wasserkopf, da von 361 An-

gestellten bloss noch 174 im operativen Be-

reich tätig sind. Schade, dass die von unse-

rem Verbandspräsidenten Peter Bernasconi 

geforderte Ombudsstelle vom Grossen Rat 

abgelehnt worden ist. Es braucht dringend 

eine Stelle, an die sich Mitarbeitende der 

Kantonsverwaltung ohne Angst vor Repres-

sionen wenden können. 

SVP unschlüssig
Ob die SVP das Referendum gegen die 

 kantonale Pensionskassenvorlage ergreifen 

wird, ist noch immer nicht klar. An der 

 Präsidentenkonferenz vom 23. September 

wollte sich die Geschäftsleitung der SVP ein 

Bild davon machen, in welche Richtung die 

Reise gehen wird. Doch die rund 100 Präsi-

denten der Ortsgruppen kamen in der ab-

schliessenden Konsultativabstimmung zu 

keinem klaren Ergebnis. Etwa eine Hälfte 

war für, die andere gegen das Ergreifen 

 eines Referendums. Ohne klares Votum 

der Präsidenten, wird die Geschäftsleitung 

aber am 3. Oktober einen Entscheid fällen.

10 000 Unterschriften wären dazu nötig.
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Progression salariale fiable
Le Grand Conseil a revu la Loi sur le statut du corps enseignant (LSE). La progres-
sion des traitements est désormais régulée de façon plus fiable. Les décisions prises 
au sujet de la LSE concernent également la Loi sur le personnel (LPers).

Concessions sur l’évolution  

des salaires

Le Grand Conseil a très majoritairement 

approuvé une amélioration de la Loi sur le 

personnel. A l’avenir, une progression des 

traitements fiable doit devenir la norme. 

Cette augmentation devra chaque année 

correspondre à 1,5% de la masse salariale. 

Les gains de rotation permettront de déga-

ger une grande partie des moyens néces-

saires. Ces gains sont générés grâce au fait 

que des employés coûtant cher sont régu-

lièrement remplacés par de plus jeunes, 

qui se situent dans une classe plus basse.

Progression salariale fiable ?

La nouvelle réglementation prévoit qu’en 

moyenne, trois échelons de traitement 

peuvent être octroyés par année et par per-

sonne. Dans ces conditions, il deviendrait 

possible d’atteindre le salaire maximal. Les 

débats au sujet du budget montreront si le 

Conseil-exécutif et le Grand Conseil vont 

s’abstenir de toucher à ces moyens. Si tel 

n’est pas le cas, il faudra en tirer les consé-

quences lors des élections. Le personnel a 

besoin de toute urgence d’avoir un em-

ployeur et un partenaire social fiable.

De même, des moyens considérables 

doivent être mis en œuvre pour combler le 

flagrant retard des salaires qui a vu le jour ces 

dix dernières années (voir aussi la Loi sur le 

personnel, art. 75, § 4 dans l’encadré ci-des-

sous). La situation est délicate et les solutions 

portent uniquement sur l’avenir. Ce qui est 

perdu ne revient malheureusement jamais.

Pas de baisse des salaires réels ?

Les demandes du personnel ont rencontré 

un bon écho lors de la session de sep-

tembre. C’est ce que montre aussi le résul-

tat de la votation portant sur une interven-

tion du groupe PS. La députée Giovanna 

Battagliero a demandé que le Conseil- 

exécutif prennent les mesures nécessaires 

pour que les conséquences des révisions lé-

gislatives en cours (Loi sur les caisses 

de pension, Loi sur le personnel) ne 

conduisent pas à des baisses du salaire net. 

Le Conseil-exécutif s’est montré prêt à exa-

miner cette demande sous la forme d’un 

postulat. Par 77 voix contre 53, le  Parlement 

a accepté cette proposition. Voilà qui est ré-

jouissant ! Concrètement, le Conseil-exé-

cutif doit maintenant étudier les mesures à 

prendre pour qu’en janvier 2015, le person-

nel de l’Etat ne soit pas moins payé que 

l’année précédente. C’est une obligation.

Il y aura en moyenne trois échelons de traitement par année. Zryd

Loi sur le personnel, 
article 75 (nouveau)

¹  Le Conseil-exécutif fixe chaque an-

née la part de la masse salariale qui 

peut être affectée à la progression gé-

nérale et la progression individuelle 

des traitements. 

²  La part affectée à la progression indi-

viduelle des traitements est fixée de 

sorte que les objectifs du systéme sa-

larial puissent être atteints.

³  En cas de situation financière excep-

tionnelle, les moyens peuvent être ré-

duits. Les moyens correspondant au 

minimum à la progression salariale 

pouvant être financée dans le cadre de 

la masse salariale inscrite au budget 

approuvé sont toutefois garantis.
4  Le Conseil-exécutif peut en outre 

réserver des moyens dans le but de 

combler des retards salariaux.
5  Ancien alinéa 2.

Progression prévue en matière d’échelons de traitement
Année Au budget Issu des gains Total Echelons de
  de rotation  traitement
    En moyenne
2014 1,0% 0,5% 1,5% 3

2015 0,9% 0,6% 1,5% 3

2016 0,7% 0,8% 1,5% 3

2017 0,7% 0,8% 1,5% 3

Le contenu du postulat et la prise de 

position du Conseil-exécutif sont dispo-

nibles sur notre site Internet www.apeb.ch 

à la rubrique Actions → Interventions par-

lementaires. Dans la perspective des pro-

chaines élections au Grand Conseil, la liste 

avec les noms des 53 personnes qui ont dit 

non et des nombreux absents se trouve 

également sur notre site.
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La Loi sur les caisses de pension a suscité de vifs débats. Andreas Blatter

caisses de pension. Avec raison. Car la pri-

mauté des cotisations n’amène aucune 

avantage, c’est certain. En tout cas pas pour 

tous. Même s’il y a toujours des obstinés 

pour prétendre encore le contraire. Le sys-

tème de la primauté des prestations, qui a 

prévalu pendant des années, avait fait ses 

preuves. Les rentes étaient prévisibles.

Rentes promises en partie garanties

L’inconvénient majeur du changement de 

système, c’est la période de transition. La 

primauté des prestations en vigueur 

jusqu’à présent avait pour base la solida-

rité entre les générations. Celle-ci devient 

désormais largement caduque. La révi-

sion de la loi avait pour objectif principal 

de compenser cette solidarité pour les 

collaborateurs de longue date qui, durant 

leurs jeunes années, s’étaient acquittés de 

cotisations supplémentaires élevées en 

faveur des collaborateurs les plus âgés. 

Avec des contributions de transition de 

500 millions de francs, le législateur a 

maintenant débloqué les moyens néces-

saires pour rendre cette transition sup-

portable pour tous. Des contributions in-

dividuelles sur plus de dix ans doivent 

permettre de garantir que les rentes pro-

mises sous le régime de la primauté des 

prestations puissent aussi être atteintes 

avec la primauté des cotisations. Les 

bases servant à calculer le montant de cet 

amortissement reposent toutefois sur des 

chiffres pas tout à fait corrects. On peut 

toutefois s’attendre à ce qu’une grande 

partie des pertes en matière de rentes soit 

compensée. C’est un résultat non négli-

geable.

Les contributions seront versées de fa-

çon échelonnée pendant dix ans. Les per-

sonnes qui quittent leur caisse de pension 

perdront le reste de la somme à laquelle 

elles ont droit. Les personnes qui partent à 

la retraite avant l’expiration du délai ob-

tiendront le reste du crédit dès leur départ. 

Le personnel de l’Etat a reçu des liens do-

rés. C’est acceptable. Les commissions ad-

ministratives des deux caisses de pension 

vont élaborer et faire connaître les modali-

tés de transition.

Financement total du découvert

Les deux caisses de pension cantonales 

ont un découvert considérable. Elles 

n’ont pas le capital suffisant pour pouvoir 

verser les prestations promises. Cette si-

tuation insatisfaisante n’a rien à voir avec 

le changement de primauté. Elle est due 

La politique du personnel  
se trouve à un tournant
Le Grand Conseil a approuvé la révision de la Loi sur les caisses de pension. Un 
nouveau paquet d’économies sera débattu au mois de novembre. Les bases d’une 
nouvelle politique du personnel sont en train d’être jetées.

Après des années d’incertitude, le do-

maine du personnel connaît désormais 

des changements majeurs. Désavantages 

considérables et acquis importants se 

 partagent le tableau. Seul un référendum 

risqué peut encore mettre en danger le 

 paquet de mesures. La fiabilité du Conseil-

exécutif et du Grand Conseil reste elle aus-

si incertaine compte tenu de l’évolution fi-

nancière du budget de l’Etat.

Compromis sur les caisses  

de pension

Pendant de longues années, l’APEB s’est 

défendue avec véhémence contre le chan-

gement de primauté dans le domaine des 
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aux résultats insuffisants des marchés fi-

nanciers.

Avec la révision de la loi, le Grand 

Conseil a désormais décidé de combler ce 

découvert en l’espace de 20 ans. La loi fé-

dérale aurait aussi accepté un délai de 

40 ans, de même qu’un taux de couverture 

de 80% seulement. Mais, pour des ques-

tions idéologiques, le législateur a opté 

pour un remède de cheval, soit 100% en 

seulement 20 ans. Cela coûtera des mil-

liards. La nouvelle loi prévoit que l’Etat de 

Berne versera une contribution de 1,7 mil-

liards de francs pour couvrir ce découvert. 

Quant aux employés, ils devront contri-

buer financièrement pour combler le reste. 

Selon le degré de couverture des caisses de 

pension au moment du changement de 

primauté, cela conduira à des retenues sur 

le salaire allant de 1,5% à 2%.

Les contributions cantonales serviront 

uniquement à combler le découvert pour 

les retraitées et retraités. Les personnes 

actives ne doivent pas payer pour ceux qui 

sont à la retraite. Malheureusement, la 

facture ne tombe pas tout à fait juste en ce 

qui concerne la Caisse de pension ber-

noise ; le Parlement a en effet effectué ses 

calculs sur la base d’un taux technique de 

3% qui ne correspond pas à la réalité. Les 

assurés actifs devront donc payer annuel-

lement 20 millions de francs par le biais de 

contributions d’assainissement. La pilule 

est amère. Mais les 1,7 milliards de francs 

constituent tout de même une partici-

pation considérable de la part de l’em-

ployeur.

Eviter de jouer avec le feu

Dans le cadre des délibérations sur la loi, 

le Grand Conseil a approuvé un projet al-

ternatif qui entend réduire la part canto-

nale de 1,7 à 1,3 milliards de francs. Si des 

milieux irresponsables lancent le réfé-

rendum, le peuple se prononcera sur le 

montant qu’il veut autoriser. Le résultat 

du peuple est prévisible. C’est pourquoi 

les délégués de l’APEB ont décidé à l’una-

nimité, lors de leur séance du 12 sep-

tembre dernier, de ne pas lancer le réfé-

rendum.

Si le peuple doit voter sur la loi, il se 

peut aussi que le résultat soit un double 

non. La révision de la loi serait ainsi mise 

en échec. Il faudrait alors repartir de zéro. 

La primauté des prestations serait mainte-

nue. Mais les contributions d’assainisse-

ment et de transition de 2,2 milliards de 

francs passeraient également à la trappe. 

Remettre la loi en question, c’est trop jouer 

avec le feu.

Nouvelle détérioration des 

 conditions

Il est regrettable que la révision de la 

loi ait entraîné une nouvelle détériora-

tion des conditions. La rente de raccor-

dement financée collectivement, qui per-

mettait un départ anticipé à la retraite 

entre 60 et 64 ans, respectivement 

65 ans, est annulée. Les caisses de pen-

sion proposeront probablement une so-

lution de transition financée par leurs 

propres moyens. Ce  serait fort souhai-

table. Mais rien n’est sûr. Il faut s’at-

tendre à ce qu’à l’avenir, presque tous 

collaborateurs et collaboratrices doivent 

tenir bon au service du canton jusqu’à 

l’âge de la retraite. Voilà qui conduira à 

davantage de difficultés en termes de po-

litique du personnel puisque, avec la 

charge de travail actuelle, certaines per-

sonnes ne disposent pas d’une santé suf-

fisamment bonne pour résister à cette 

charge supplémentaire. Le Conseil-exé-

cutif doit donc déjà réfléchir à la façon 

dont il entend par la suite se positionner 

en tant qu’employeur responsable face 

aux collaborateurs qui n’auront plus une 

pleine capacité de gain.

Verre à moitié vide ou à moitié plein ?

Lors de cette révision de la loi, l’APEB n’a 

de loin pas pu atteindre tous ses objectifs. 

Il n’y a non plus pas de réel compromis 

entre nos revendications et celles des 

 partisans d’un assainissement éclair. En 

outre, de nombreuses nouvelles régle-

mentations reposent sur des chiffres in-

certains voire même sciemment faux. Ef-

fectivement, la question se pose : aurait-on 

pu ou dû obtenir davantage ? Seulement, 

personne ne sait très bien comment on 

 aurait pu y parvenir. On connaît les 

groupes majoritaires au Grand Conseil. 

Pourtant, la manifestation impression-

nante de 20 000 employées et employés 

en mars 2013 a certainement contribué au 

fait que, dans la plupart des domaines, ce 

n’est pas la solution la plus dure qui a été 

retenue. Il faudra toutefois attendre en-

core cinq à dix ans pour pouvoir juger de 

l’ensemble du paquet.

Retraite et primauté 
des prestations

De nombreux collaborateurs s’adres-

sent à notre secrétariat car ils ont l’in-

tention de quitter plus tôt leur poste en 

raison des péjorations annoncées avec 

la Loi sur les caisses de pension. Ils se 

posent la question du délai pour faire 

connaître leur démission.

Si la primauté des cotisations 

entre en vigueur au 1er janvier 2015, 

la démission doit être annoncée au 

plus tard le 30 septembre 2014 pour 

le 31 décembre 2014. Il en va autre-

ment des enseignantes et des profes-

seurs des hautes écoles, qui ne 

peuvent donner leur démission que 

pour la fin d’un semestre.

Mais seules les personnes qui au-

ront déjà 60 ans au 31 décembre 2014 

profiteront des anciennes disposi-

tions. Il est également possible de 

prendre une retraite partielle : une 

partie de la rente sera versée selon le 

principe de la primauté des presta-

tions et l’autre, plus tard, sous le ré-

gime de la primauté des cotisations.

Il n’est toutefois pas possible de 

démissionner pour le 31 décembre 

2014 et de se faire payer son solde 

d’heures de travail en 2015 sous 

forme de maintien du versement du 

salaire. Le solde d’heures de travail 

doit être utilisé ou payé avant le chan-

gement de primauté.

Etant donné que les indispen-

sables dispositions transitoires et les 

effets du changement de loi ne sont 

pas encore tous connus, il vaut la 

peine d’attendre encore avant de se 

décider définitivement à prendre sa 

retraite.
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Editorial14 Sujet politique

Des nouvelles bases
Le Grand Conseil a approuvé la Loi 

sur les caisses de pension. Un nou-

veau programme d’économies sera 

traité en novembre. La politique du 

personnel se trouve à un tournant.
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8 Remarque

Approbation des 
nouveaux statuts
En juin, l’Assemblée des délégués a 

approuvé les nouveaux statuts de l’as-

sociation. Pour les membres, cela n’im-

plique pas de grands changements.

100e année, no 5
Berne, le 18 octobre 2013

Le Grand Conseil a posé les jalons d’une 

politique du personnel durable. Il faudra 

voir si les promesses seront tenues.

Le prochain morceau est déjà à 

l’ordre du jour : le paquet d’économie 

EOS sera traité lors de la session de no-

vembre. Il prévoit la suppression de 

600 postes, ce qui aura des conséquences 

pour de nombreux employés. Peu de 

gens perdront leur emploi, mais beau-

coup devront changer de lieu de travail. 

Certains se verront réduire leur taux de 

travail. Et pour une grande partie des 

Les cartes sont  
sur la table
Le Grand Conseil a joué cartes sur table lors de la 
 session de septembre : un pas en faveur de la Loi sur le 
personnel et la Loi sur le statut du corps enseignant. 
En contrepartie, une Loi sur les caisses de pension qui 
laisse de nombreuses questions encore en suspens.

Matthias Burkhalter, administrateur de l’APEB

employés, la charge de travail continue-

ra d’augmenter.

Le service public du canton de Berne va 

subir un démantèlement massif. Le per-

sonnel ne sera pas le seul à en sentir les ef-

fets, cela va aussi susciter de la grogne au 

sein de la population. Ce sont les faibles, les 

démunis et, une fois de plus, les régions pé-

riphériques qui seront touchés. On verra si 

les partisans des baisses d’impôts porte-

ront la responsabilité de cette situation. 

Nous pourrons au plus tard avoir voix au 

chapitre lors des élections de 2014.

Matthias Burkhalter, Peter Bernasconi et Markus Meyer sont prêts à faire  

des compromis. Archiv
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